
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung documenta-Stadt
 
Kassel, 19.07.2006 

  

Niederschrift 
 

über die 4. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung 

am Mittwoch, 05.07.2006, 16.30 Uhr, 
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel 101.16.75 
 
 

2. Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) 

101.16.103 

 
 

3. Antrag der Heinrich-Schütz-Schule auf Umwandlung in eine 
"Schule mit pädagogischer Mittagsbetreuung " zum Schuljahr 
2006/2007 

101.16.126 

 
 

4. Schulische Versorgung sehbehinderter Kinder in Hessen 101.16.127 
 
 

5. Übergangszahlen 101.16.67 
 
 

6. Unterstützung junger Familien durch "Windelabfallsäcke" 101.16.56 
 
 

7. Investitionen aus dem Programm über Sicherheits- und 
Sanierungsmaßnahmen sowie über Neu-, Umbau- und 
Erweitungsmaßnahmen an städtischen Gebäuden 

101.16.81 

 
 

8. Happy Slapping 101.16.82 
 

 
 
Vorsitzende  Jakat eröffnet die mit der Einladung vom 26. Juni 2006 ordnungsgemäß 
einberufene 4. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung, 
begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Zur Tagesordnung 
 
liegen keine Wortmeldungen vor. 
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1. Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.75 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung stimmt einer künftigen 
gemeinsamen Erfüllung der Aufgaben gem. § 9 Abs. 3 des Gesetzes 
zur Förderung der Weiterbildung im Lande Hessen (Hessisches 
Weiterbildungsgesetz - HWBG) in der Fassung vom 25. August 2001 
durch die Stadt und den Landkreis Kassel zu. 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, diesbezüglich mit dem Landkreis 
Kassel eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach Maßgabe der §§ 
24 Abs. 1 (erste Alternative) und 25 Abs. 1 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 16.12.1969 (GVBl. I S 307) 
abzuschließen. 
 
Die Satzung der Gesamt-Volkshochschule der Stadt Kassel in der 
Fassung vom 23.02.1987 wird aufgehoben und verliert ihre Wirkung 
mit Ablauf des Tages vor Inkrafttreten der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung. 
 
Der Landkreis Kassel wird ermächtigt, für die Volkshochschule eine 
Satzung mit Wirkung für das Gebiet der Stadt Kassel zu erlassen.“ 

 
 
Die im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen eingebrachten 
Änderungsanträge der SPD- und CDU-Fraktion liegen den Mitgliedern vor. 
 
Stadträtin Janz gibt das Wort an Herrn Klingelhöfer, Volkshochschule, der den 
derzeitigen Sachstand erläutert und gemeinsam mit Stadträtin Janz Fragen der 
Ausschussmitglieder beantwortet. 
 
 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion (A) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Im 2. Absatz des Beschlusstextes der Magistratsvorlage wird das Wort 
„diesbezüglich“ ersetzt durch die Worte:   
 
„im Rahmen der in der Begründung genannten Eckpunkte“ 
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 Änderungsantrag der CDU-Fraktion (B) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Beschlusstext der Magistratsvorlage wird um folgenden neuen letzten 
Absatz ergänzt: 
 
„Vor Zustimmung im Lenkungsausschuss zu Fragen der Satzung und 
der Gebühren- und Entgeltordnung ist die Zustimmung der 
Stadtverordnetenversammlung einzuholen.“ 

 
 

 Durch Änderungsanträge der Fraktionen der SPD und CDU geänderter 
Antrag des Magistrats (C) 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung stimmt einer künftigen gemeinsamen 
Erfüllung der Aufgaben gem. § 9 Abs. 3 des Gesetzes zur Förderung der 
Weiterbildung im Lande Hessen (Hessisches Weiterbildungsgesetz - HWBG) in 
der Fassung vom 25. August 2001 durch die Stadt und den Landkreis Kassel zu. 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, im Rahmen der in der Begründung 
genannten Eckpunkte mit dem Landkreis Kassel eine öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung nach Maßgabe der §§ 24 Abs. 1 (erste Alternative) und 25 Abs. 1 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) vom 16.12.1969 
(GVBl. I S 307) abzuschließen. 
 
Die Satzung der Gesamt-Volkshochschule der Stadt Kassel in der Fassung vom 
23.02.1987 wird aufgehoben und verliert ihre Wirkung mit Ablauf des Tages 
vor Inkrafttreten der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung. 
 
Der Landkreis Kassel wird ermächtigt, für die Volkshochschule eine Satzung mit 
Wirkung für das Gebiet der Stadt Kassel zu erlassen. 
 
Vor Zustimmung im Lenkungsausschuss zu Fragen der Satzung und der 
Gebühren- und Entgeltordnung ist die Zustimmung der 
Stadtverordnetenversammlung einzuholen.“   

 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
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Beschluss A 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Magistrats 
betr. Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel 
- 101.16.75 - wird angenommen. 

 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: SPD 
den  

Beschluss B 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion zum Antrag des Magistrats 
betr. Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und Landkreis Kassel 
- 101.16.75 - wird angenommen. 

 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss C 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der durch Änderungsanträge der SPD- und CDU-Fraktion geänderte 
Antrag des Magistrats betr. Gemeinsame Volkshochschule von Stadt und 
Landkreis Kassel - 101.16.75 - wird angenommen. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Flashar 
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2. Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.103 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die 
Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) in 
der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
 
Der im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen eingebrachte 
Änderungsantrag der SPD-Fraktion liegt den Mitgliedern vor. 
 
Stadträtin Janz berichtet und beantwortet Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion (A) 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Beschlusstext wird um folgenden Absatz ergänzt: 
„Der Magistrat wird ermächtigt, redaktionelle Änderungen 
vorzunehmen.“ 
 
 

 Durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag des 
Magistrats (B) 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Betreuungs- und 
Tarifordnung für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) in der aus der Anlage zu dieser 
Vorlage ersichtlichen Fassung. 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, redaktionelle Änderungen 
vorzunehmen.“ 
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Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss A 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Magistrats 
betr. Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme von 
Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) - 101.16.103 - 
wird angenommen. 

 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss B 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderte Antrag des 
Magistrats betr. Betreuungs- und Tarifordnung für die Inanspruchnahme 
von Angeboten der Tagesbetreuung der Stadt Kassel (BTO) 
- 101.16.103 - wird angenommen. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Bergmann 
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3. Antrag der Heinrich-Schütz-Schule auf Umwandlung in eine "Schule 
mit pädagogischer Mittagsbetreuung " zum Schuljahr 2006/2007 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.126 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Umwandlung der Heinrich-Schütz-Schule in eine Schule mit pädagogischer 
Mittagsbetreuung zum Schuljahr 2006/07 wird zugestimmt.“ 
 
 
Stadträtin Janz erläutert den Antrag des Magistrats. 
Wortmeldungen liegen keine vor. 
 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Antrag des Magistrats betr. Antrag der Heinrich-Schütz-Schule auf 
Umwandlung in eine "Schule mit pädagogischer Mittagsbetreuung " 
zum Schuljahr 2006/2007 - 101.16.126 - wird angenommen. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Lipschik 
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4. Schulische Versorgung sehbehinderter Kinder in Hessen 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.127 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt 
den Beitritt der Stadt Kassel zur „Vereinbarung zur schulischen Versorgung 
sehbehinderter Kinder in Hessen bis zum Abschluss der Mittelstufe“ 
sowie 
die Teilfortschreibung des Schulentwicklungsplanes im Bereich Schulen für 
Sehbehinderte an der Wilhelm-Lückert-Schule in Kassel.“ 

 
 
Der Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung fasst bei 
 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Antrag des Magistrats betr. Schulische Versorgung sehbehinderter 
Kinder in Hessen - 101.16.127 - wird angenommen. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Dr. Wilde-Stockmeyer 
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5. Übergangszahlen 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.67 - 

 
 
Anfrage 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie sehen zum Schuljahr 2006/2007 die Übergangszahlen der 4. Klassen 
der Grundschulen der Stadt und des Landkreises Kassel in die 
weiterführenden Schulen der Stadt und des Landkreises aus? 
 

2. Wie sehen die Übergangszahlen aus den 10. Klassen der Stadt und des 
Landkreises Kassel in die Kasseler gymnasialen Oberstufen und die des 
Landkreises aus? 

 
 
Die Übergangszahlen an weiterführende Schulen zum Schuljahr 2006/2007 
(Grundschule) sowie die Zahlen des Einwahlverhaltens in die gymnasiale Oberstufe 
erhielten die Mitglieder in der Sitzung des Ausschusses am 07. Juni 2006. Weitere 
Fragen der Mitglieder werden von Stadträtin Janz beantwortet. 
 
 
Die Anfrage ist beantwortet. 
 
 
 

6. Unterstützung junger Familien durch "Windelabfallsäcke" 
Antrag der SPD-Fraktion 
- 101.16.56 - 

 
 
Stadtverordneter Schäfer bittet für die SPD-Fraktion um Vertagung des Antrages bis 
zur Sitzung des Ausschusses am 06. September 2006. 
Es erhebt sich kein Widerspruch. 
 
 
Abgesetzt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 
Niederschrift zur 4. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung vom 05.07.2006 Seite 10 

 
 
 
 

7. Investitionen aus dem Programm über Sicherheits- und 
Sanierungsmaßnahmen sowie über Neu-, Umbau- und 
Erweitungsmaßnahmen an städtischen Gebäuden 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.81 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, alle Investitionen aus dem Programm 
über notwendige Sicherheits- und Sanierungsmaßnahmen und dem 
Programm über Neu-, Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen jeweils an 
städtischen Gebäuden über einen Betrag in Höhe von 500.000 € in den 
jeweiligen fachlich zuständigen Ausschüssen - vor der Behandlung im 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen - vorzustellen 
und zu beraten. 

 
 
Stadtverordnete Flashar begründet den Antrag der CDU-Fraktion. 
Nach Beantwortung weiterer Fragen der Ausschussmitglieder kommt die CDU-
Fraktion überein, zu einem späteren Zeitpunkt einen neuen Antrag einzubringen. 
 
 
Der Antrag Nr. 101.16.81 wurde von der antragstellenden Fraktion 
zurückgezogen. 
 
 
 

8. Happy Slapping 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.82 - 

 
 
Anfrage 
 
 
Als „Happy Slapping“ (fröhliches Zuschlagen) wird ein neuer Gewalttrend bezeichnet, 
bei dem Jugendliche Passanten oder Mitschüler brutal angreifen, die Attacke per 
Handy-Kamera aufnehmen und das Video dann an Freunde versenden oder es ins 
Internet einstellen. 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Liegen dem Magistrat Erkenntnisse darüber vor, dass sich derartige Vorgänge 
auch an Kasseler Schulen ereignet haben? 
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2. Welche präventiven Möglichkeiten sieht der Magistrat, um ggf. im 
Einvernehmen mit dem Staatlichen Schulamt diesen und anderen Auswüchsen 
der Handy-Nutzung in den Schulen zu begegnen? 

 
 
Stadtverordneter Dr. von Rüden begründet die Anfrage der CDU-Fraktion. 
Fragen der Ausschussmitglieder werden von Stadträtin Janz abschließend 
beantwortet. 
 
 
Die Anfrage ist beantwortet. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18.22 Uhr 
 
 
 
 
 
Gabriele Jakat Elke Gast 
Vorsitzende Schriftführerin 
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